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Bericht einer der Angehörigen 
der politischen Gefangenen 


Am vergangenen Samstag, dem 7. September, nahm im Millerntorsta- 
dion des FC St. Pauli ein fast gigantisches Stadtteilfest seinen Lauf unter 
dem Motto: „VIVA ST. PAULI — vom FC bis zur Hafenstraße“. „Ein 
Stadtteil feiert sich selbst“ (Hamburger Abendblatt). Ca. 25000 Men- 
schen nahmen teil, alte und junge, aus dem Stadtteil, der Stadt und auch 
von nah und weit her Angereiste. 

Über 700 Leute aus dem Stadtteil hatten dieses Fest durch ihre Arbeit 
in der Vorbereitung und Durchführung möglich gemacht. Auch die Fuß- 
ballmannschaft des FC St. Pauli beteiligte sich aktiv an dem Programm. 

„Das Fest soll für ganz viele sein, auch für unsere Kinder. 

Wir wollen damit klarmachen, daß die Hafenstraße genauso ein Teil von 
St. Pauli ist wie der FC, das Volkshaus, die Kneipen, die Jungen und die 
Alten, die vielen Menschen einfach, die hier wohnen und die ebensowe- 
nig vertrieben werden wollen wie wir‘‘ (Flugblatt der VIVA ST. 
PAULI-Initiative) 

„Rund 28000 Menschen leben in Hamburgs ärmstem Stadtteil. Mehr 
als 4500 Menschen beziehen Sozialhilfe. Das Durchschnittsjahresein- 
kommen liegt weiter unter dem Hamburger Durchschnitt: Viele ältere 
Bewohner leben in Armut: Immer häufiger berichten Ärzte von Krank- 
heiten durch schlechte Ernährung — Alarmsignale für Verelendung. 

Scharfe Kritik übten die Veranstalter des Festivals am Senat, der den 
Investoren den Stadtteil zur ‚Selbstbedienung vor die Füße wirft‘ Fol- 
ge: Rapide steigende Mieten. Skrupellose Hausbesitzer würden die 
Wohnungsnot schamlos ausnutzen.‘‘(Hamburger Morgenpost) 

„Es gibt hier alle möglichen Widersprüche in den Bedürfnissen, aber 
auch jede Menge Erfahrung von gegenseitiger Hilfe untereinander. Das 
brauchen wir, wie den Gemüsegarten in der Talstr., Wohlwillstr. .. Si 
wie die leerstehenden Häuser, für Kinderhäuser .. ., Kindertagesheim 
- - ., für Gruppen zum Leben und zum Arbeiten, für viele Menschen, die 
keine Wohnung haben. Und die eigene Vorstellungen vom Leben haben, 
wie die Kindern ihren ‚„‚Baui‘‘ wollen oder Ältere davon träumen, nicht 
ins Altersheim zu müssen ... Das von oben produzierte Elend muß ein 
Ende haben. Wir wollen auch unsere Häuser renovieren und nicht unter 
dem ständigen Druck leben, geräumt zu werden. 

Da wird der Flora-Park zerstört, aber der Laue-Komplex steht z. T. 
leer, und keine/r darf mehr einziehen. Was die wollen, sind keine sozia- 
len Wohnungen, das könnten sie stundenlang haben, ohne irgendjemand 
oder irgendwas zerstören zu müssen ... 

Wir wollen selbst bestimmen, wie wir hier leben können, wie unsere 
Umgegend sich entwickelt, mit den anderen Menschen zusammen, nicht 
gegen sie. Deshalb: VIVA ST. PAULI“ (Flugblatt VIVA ST. PAULI- 
Initiative) 


An dem Bühnenprogramm im Stadion beteiligten sich von 13—23 Uhr 
über 26 Musikgruppen — vorherrschend Punk —, die alle ohne Gage 
spielten. Da erhielten z.B. die Toten Hosen, Extrabreit, Achim Reichel, 
die Goldenen Zitronen und Slime ebensoviel Applaus wie das Schulor- 
chester Friedrichstraße (einer Schule in direkter Nähe der Hafenstraße) 
oder die 3ljährige „‚Muttchen Wulf‘ aus dem Stadtteil, die, von Rio 
Reiser am Klavier begleitet, Volkslieder vortrug. Die Anreise von 
„Group Yorum‘ aus der Türkei wurde leider durch das deutsche Kon- 
sulat verhindert. 

Außerhalb des Stadions gab es Spielmöglichkeiten und ein phantasti- 
sches Unterhaltungsprogramm für die Kinder, außerdem eine Ausstel- 
lung zum Viertel und ein 7stündiges Programm mit Filmen zu Themen 
des Stadtteils (Hafenarbeit, Frauenarbeit, Leben, Umwelt, Widerstand, 
Hafenstraße, FC ...). 


Wie wir es von vielen Leuten gehört haben in der letzten Zeit, daß sie 
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Telefongespräch mit Karl-Heinz Dellwo 
während des „Viva St. Pauli“-Festes, 7.9.9 


. Ich hab ein Gespräch mit Karl-Heinz Dellwo. : 
— Einen Moment. 
— Ja. 
— Ja, einen Moment, ich verbinde. 
— Ja. 
(Es meldet sich ein weiterer Beamter.) 
— ... Ich wollte den Karl-Heinz Dellwo sprechen. - 
— Ja, ja, Augenblick, bleiben Sie mal dran. 
— Ja. 
— Hallo? Ja, ich verbinde nochmal. Warten Sie nochmal einen Moment. 
— Ja. 
— Karl-Heihz ... 
— Ach, hallo Karl-Heinz, grüß Dich. 
— Grüß Dich, Rosmarie ... 
— Na?! Ach mensch, ich wollt Dich ja eigentlich richtig live aus dem 
Stadion anrufen. Das hat jetzt alles nicht geklappt. Das ist irgendwie 
schade. — Soll ich mal ein bißchen erzählen? 
— Ja. 
— Naja, also was stark ist: Es sind Tausende von ziemlich unterschied- 
lichen Menschen. Also aus St. Pauli, aus anderen Stadtteilen. Und, na 
ja, ist hier auch ne ziemlich gute Stimmung, ne?! 
— Aha. 
— Ja gut, und was ich auch denk, ich hab so’n Gefühl ... daß es so'n 
richtig neuer Aufbruch, also von uns hier und allen im Stadtteil, sein 
kann ... Also daß wir hier für unser Leben im Stadtteil, überhaupt für ’n 
besseres Leben für alle zusammen kämpfen können, ne?! 
Jaja | 
— Na ja, und was natürlich irgendwie absolut stark wäre, wenn Du, 
wenn Ihr — na ja, weißte —, wenn alle Gefangenen hier bei dem Fest 
sein könnten, ja?! 
... Und feiern und kämpfen ... 
— Ja — wir freuen uns natürlich auch mit Euch, daß Euch dieses Festival 
gelungen ist ; daß Ihr es durchsetzen konntet . . . und was Du eben gesagt 
hast, das kam von uns auch: Wir wären da gerne bei ... 

Und ... das fehlt uns schon lange .. . ja? Und wir denken, man muß 
auch Feste feiern können. Und wer nicht richtig feiern kann, der kann ja 
auch nicht richtig kämpfen. 

Aber bei dem, das heute ist, muß man morgen auch sehen, morgen ist 
wieder Alltag. Dort hat das Falsche wieder das meiste von unserem Le- 
ben in der Hand. Dort rollen die Verhältnisse wieder über die Menschen 
hinweg; nicht nur im Straßenverkehr, wie vor Tagen über dieses Mäd- 
chen, Nicole. Was ja auch symbolhaft dafür ist, daß diese ganze Maschi- 
nerie des Systems von niemand wirklich mehr gesteuert wird. Und daß 
dieses System einen Preis kostet, der einfach viel zu hoch ist. Hier, und 
das noch viel mehr in der Dritten Welt. 

Ja, und daß die Menschen hier die Dinge des Lebens nicht in der Hand 
haben. Und daß es aber darum geht, daß sie das bekommen. Und daß wir 
wollen, daß was Soziales frei wird und die Menschen sich unvermittelt 
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Fortsetzung von S. 1 
zueinander ins Verhältnis setzen können. 

Aus unserem jahrelangen Knast kennen wir, daß die Macht nicht ein- 
mal das Einfachste und Selbstverständlichste zum Leben freiwillig her- 
ausrückt. 


Die Macht über die Dinge des Lebens muß bei uns selber liegen. An- 


dere haben zu lange darüber bestimmt, was unser Leben zu sein hat. 

Daß wir denken, die Menschen können das selber lernen; und das 
auch schnell. 

Und wir meinen, daß mit der Ablehnung gebrochen werden muß, daß 
sie uns alleine nicht weiterbringt, daß sie nur eine Beschwerde ist, die 
nichts verändert, und daß man auch immer etwas versuchen muß. 

Und deshalb finden wir das als Absicht gut, was hinter dem Festival 
steht. Daß angefangen wird am Ort, in den Häusern, Straßen, Stadtteil, 
eine von den Menschen kollektiv selbstbestimmte Entwicklung zu er- 
kämpfen. Und das muß überall so sein. Und irgendwann haben wir dann 
so viele Erfahrungen, daß wir auch für eine neue Gesellschaft reif sind. 

Wir wünschen allen, daß ihnen dieses Festival nicht zum einmaligen 
Fest wird und morgen ist es dann vorbei und alle sind wieder getrennt, 
sondern daß sie mit Euch um eine andere Entwicklung kämpfen. Ja, und 
daß wir alle daran festhalten, um unsere Befreiung zu kämpfen, nicht nur 
Befreiung aus dem Gefängnis, sondern überhaupt von allen gesellschaft- 
lichen Zwangsstrukturen, die uns so anders als wie die im Gefängnis ein- 
sperren. 

Das ist eigentlich das, was wir sagen wollten. Ja, und dann noch einen 
Gruß von uns, ein schönes Fest, ja, und noch viel Spaß an alle! 


— ... ja, ist schön .. 
— Ja? 

Ja, ja, wir haben nen schönen Stand gemacht und auch so ’n schönes Vi- 
deo, was wir nachher dann auch zeigen wollen. 

— Ja. Regnet es bei Euch? 

— Nee. Überhaupt nicht. Das ist absolut geil. Weißt Du, du wachst mor- 
gens auf, und dann die ganze Zeit diese Angst, ob nun Regen kommt ... 
ne?, und bisher ist irgendwie: Die Sonne scheint, so ’n bißchen kühl und 
so, aber ... ja... sehr gut. 

— Ja... 

— Schönes Festivalwetter ... 

— Ja, wir hatten gestern noch Angst, nicht?, aber dann haben hier viele 
Gefangene gesagt: Es wird morgen nicht regnen ... 

(beide lachen) | 

— Ach mensch, das wär’ wirklich stark, du, wenn Ihr alle hier sein kön- 
niet, nern 

— Ja... auch mal was anderes für uns, nich’ ... Es ist schade, wir ha- 
ben bis jetzt nichts im Radio gehört ... 

— Ach schade, ja... naja... 

— Heißt es ja immer: Der NDR ist das Beste im Norden, nich’, aber 


., die Verwandten sind auch da, ja! 


dann kommt das nicht. Das ist doch, also ... 

— Ja. 

— Na ja. Wieviele seid Ihr denn? 

— Ach, was weiß ich, wir sind vielleicht 15-, 20000, ungefähr. Also bis- 
her, ich meine, das ist jetzt bei mir über den Daumen gepeilt. Es können 
aber auch mehr sein. Also weil, als ich das vorhin weggegangen bin, ich 
hab die ganze Zeit da an der Kasse gesessen, und dann immer so ganz 
viele nette Menschen, die Karten haben wollten, und es ging ratz-fatz, ne 


— Ja. 

— ... Tuck-zuck, also ging tierisch schnell weg. 

— Wer hat denn schon gespielt? 

— Oh, Du, Du stellst vielleicht jetzt Fragen, weil ... 

— Viele? 

— Ja,ja.. 

— ... viele. Ist auch das Lied schon gesungen worden? 

— Welches Lied ... Du? 

— Zu uns. a 

— Nee, also bisher noch nicht, aber, wie gesagt, Du, ich hab hinter der 

Kasse gesessen und mußte da rumrennen und was organisieren. Ich hab 

überhaupt noch nichts mitgekriegt richtig ... ... also einfach nur mal, 

ich kann nur mal Blicke ins Stadion werfen und gucken und so . 

ich denk, das kommt noch. 

— Das dauert bis um elf Uhr, nich ... 

— Ja, bis heute ... 

— ... heute abend. Ah ja. Wer spielt denn als letztes? 

— Oh, wer spielt als letztes? Mareile, schnell ... (Lachen) Weiß hier 

niemand, wer als letztes spielt. Keine Ahnung. 

— Sagt Ihr da auch selber etwas? 

— Ja, zwischendurch kommen praktisch immer so Stadionnachrichten 
. weißt Du, was passiert ist. Und da ist jetzt auch ein Haus besetzt 

worden in der Budapester Straße ... Ja, mal gucken. Sind wir gerade 

dran vorbeigegangen, als wir zum Hafen gegangen sind. 

— Ja, das ist gut. 

— Ja, ne?! Ach ja, genau, und dann da von der Stresemannstraße jetzt 

. -- das habt Ihr alles mitbekomm. . . (Beamter: Zum Ende kommen!) 

— Ja. Knut steht auch noch hier. Der wollte eben mithören, aber er durf- 

te.Nicht: ; ;* 

— Ach, scheiße ... 

— ... und, klar, nicht?, auch von Knut und Lutz nochmal alle guten 

Grüße an alle... 

—= Ja. ja: 

— ... ja?! Und dann bis bald. 

— Ja, bis zum Urlaub, ne?! 

— Okay, tschüß! 

— Tschüß, Karl-Heinz! 
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möchten, daß die politischen Gefangenen ein Teil sind in dem, was sie 
tun, so sagten es uns auch einige Menschen aus der VIVA ST. PAULI- 
Initiative. Sie luden uns Angehörige der politischen Gefangenen zu 
ihrem Fest ein, um zu zeigen, daß sie Seite an Seite mit den Gefangenen 
kämpfen wollen. Darüber haben wir uns gefreut, zumal wir uns auch mit 
dem Sinn dieses Festivals solidarisieren. So kam es, daß wir durch einen 
Stand mit Infotafeln und Transparenten dort vertreten waren. Besonders 
die Stellwand mit Fotos von unseren gefangenen Angehörigen traf auf 
großes Interesse. 

Aber es ist den VeranstalterInnen noch mehr eingefallen, um die Ge- 
fangenen mit einzubeziehen. So wurde nachmittags die Aufnahme eines 
Telefongesprächs, das eine Besucherin von Karl-Heinz Dellwo kurz 
vorher mit ihm geführt hatte, über die Stadionlautsprecher übertragen. 
Währenddessen herrschte im Stadion aufmerksame Stille. Danach ap- 
plaudierte ein Teil des Publikums und rief die Parole: „Wir sind nicht 
alle, es fehlen die Gefangenen !“. 

Später waren die Gefangenen durch ihre Fotos, die während eines 
Musikstücks nacheinander auf einer riesigen Leinwand im Stadion er- 
schienen, „anwesend“. 


Aufruf von Angehörigen und Freunden 
der politischen Gefangenen gegen die 
Verfolgung der Gefangenen und ihrer Anwälte 


anläßlich des Festes „VIVA ST. PAULI“ im Millerntorstadion am 7. 
September 1991 


— Aktionen der RAF werden von Gefangenen aus den Zellen gesteuert! 
— Gefangene planen neuen Hungerstreik! 

— Zusammenarbeit von RAF und Stasi! 

— Gefangene unterhalten illegales Infosystem! 

— RAF plant Entführungen zur Freipressung von Gefangenen! 

— Anwälte der RAF als Nahtstelle und Kuriere für Nachrichten an die 
„Kommandoebene‘‘ ! 

— Bundesanwaltschaft beantragt den Ausschluß von Rechtsanwalt Groß 
wegen Unterhaltung eines illegalen Infosystems zu seiner Mandantin! 


Das sind nur einige der Schlagzeilen, die die Medien wunschgemäß ta- 
gelang produzieren, nachdem die Bundesanwaltschaft ihnen eine aus 
Halbwahrheiten, Konstruktionen und Lügen gestrickte Desinforma- 
tionskampagne als Pressemitteilung anhand gegeben hatte. 


So laut und massiv die gezielten Unwahrheiten verbreitet wurden, so lei- 
se kam jetzt die Wahrheit daher: An Fakten ist außer einem Anfangsver- 
dacht (was auch immer das nach mehr als drei Monaten vorstellen soll) 
gegen Rechtsanwalt Groß nichts geblieben. Der Bundesgerichtshof er- 
klärt sich für nicht zuständig, über den Ausschlußantrag zu entscheiden. 
Die Bundesanwaltschaft zieht daraufhin den Antrag zurück, Rechtsan- 
walt Groß von der Verteidigung politischer Gefangener auszuschließen, 
führt aber die Ermittlungen nach $ 129a (Unterstützung einer terroristi- 
schen Vereinigung) weiter, ohne eine gerichtliche Klärung herbeizufüh- 
ren bzw. sie überhaupt zu wollen. 


..aber 
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Was auf den ersten Blick wie ein Erfolg des ‚Rechts‘ scheint, ist in 
Wahrheit ein Schachzug, dessen Ziel die Wiederholung des Ausschluß- 
antrags ist, um den Gefangenen aus der RAF, denen jetzt neue Prozesse 
bevorstehen, zu gegebener Zeit die Verteidiger ihres Vertrauens zu neh- 
men und eigene, gerichtsgenehme berufen zu können. 

Denn: Man kann nach allen gemachten Erfahrungen davon ausgehen, 
daß der BAW bei der rechtswidrigen Durchsuchung von Kanzlei, Auto 
und Wohnung von Andreas Groß die totale Ergebnislosigkeit bekannt 
war — sie sogar von vornherein einkalkuliert hatte, und daß die ganze 
Aktion lediglich dem Aufbau einer Verdächtigungsebene diente, die die 
übliche, bekannte Arbeitsbasis der Bundesanwälte in politischen Pro- 
zessen darstellt. Unter Zuhilfenahme der „laufenden Ermittlungen nach 
$ 129a“ kann die Justiz nun jede Überwachung und Durchsuchung des 
Anwaltsbüros veranlassen, jede Beschränkung der Verteidigung be- 
gründen, jeden Zugriff auf Unterlagen mit Einblick in die Strategie er- 
reichen und somit die verfassungswidrige Beschneidung der Verteidi- 
gerrechte legal erscheinen lassen. 


Die Staatsschutzjustiz hat sich wieder einmal einmütig gezeigt, wenn es 
darum geht, politischen Menschen jedes Menschenrecht abzusprechen 
und jede ihrer Regungen und Äußerungen zu kriminalisieren. 

So begründet sie die Isolation, die Briefzensur, die Beschlagnahme 
von Post und die Verweigerung der freien Kommunikation mit der ‚‚un- 
veränderten politischen Haltung“ der Gefangenen und stellt die Ange- 
hörigen und Freunde hier draußen je nach Bedarf als „Sympathisanten- 
szene, gewaltbereites Potential, terroristisches Umfeld, legalen Arm der 
RAF usw.“ auf die propagandistisch wirkungsvolle Verdächtigungs- 
ebene. An diese gesteuerten Diffamierungen kann dann jederzeit eine 
strafrechtliche Verfolgung all derer angehängt werden, die sich an Ak- 
tionen für bessere Haftbedingungen beteiligen. 


So wurde auch die Auseinanderlegungsdebatte von der Bundesanwalt- 
schaft ganz gezielt für die vier Frauen aus Ossendorf (jetzt Bielefeld) ins- 
zeniert. Sie sollte davon ablenken, daß die Forderungen aus dem 89er 
Hungerstreik bis heute nur minimalst erfüllt bzw. zum Teil im Ergebnis 
längst wieder zurückgedreht wurden. Sie sollte auch die Tatsache unter- 
drücken, daß es in der ‚„‚freiheitlich demokratischen‘‘ BRD eine Konti- 
nuität von revolutionärem Widerstand und seiner staatsgewalttätigen 
Unterdrückung gibt, und zwar mit total voneinander isolierten, zum Teil 
haftunfähigen Gefangenen, von denen mehr als zehn erst in den letzten 
drei bis vier Jahren in höchst zweifelhaften Prozessen zu überhöhten Ge- 
fängnisstrafen verurteilt wurden. 


In der BRD gibt es seit mehr als 20 Jahren einen radikalen politischen 
Widerstand. Seine Existenz als politische Kraft wird von Berufspoliti- 
kern geleugnet. Zur Verhinderung jedweder inhaltlicher Auseinander- 
setzung und zur Vernichtung des Widerstands und der Menschen, die 
ihn tragen, ist eine aufeinander eingespielte Spezialjustiz angetreten, die 
aus jeder politischen Aktion eine Straftat im Sinne des Gesetzes der 
Herrschenden zu machen vermag. 


Gegen sie und das Gesetz der Herrschenden müssen wir Widerstand 
leisten ! 


Wir fordern deshalb 

— Zusammenlegung aller politischen Gefangenen aus RAF und Wider- 
stand in große Gruppen als Voraussetzung für die Verwirklichung des 
Menschenrechts auf freie Kommunikation drinnen und draußen 


— Freie Arztwahl für die Gefangenen 


— Freilassung der Haftunfähigen Günter Sonnenberg, Claudia Wan- 
nersdorfer, Ali Jansen, Bernd Rössner und Isabel Jacob 


— Einstellung der neuen Verfahren gegen Gefangene aus der RAF, die 
auf Denunziationen von „‚Kronzeugen“ aufgebaut sind 


— Sofortige Einstellung der Ermittlungen nach $ 129a gegen Rechtsan- 
walt Andreas Groß 


Auszug aus dem Brief von 
Adelheid Schulz vom 22.7.91 


... Noch zu einer anderen sache, die sie mir am 10.7. (1991 — bei einer 
Körper- und Zellendurchsuchung) auch geklaut haben: ein schreiben 
vom bgh (Bundesgerichtshof) — daß die baw (Bundesanwaltschaft) eine 
zwangsweise blutentnahme bei ingrid (Jakobsmeier) und christian 
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(Klar) machen lassen will, zwecks einer gen-untersuchung. 

begründet wird das mit den neuen haftbefehlen und konkret so: 1981 
nach einem angriff auf das luftwaffen-hq (Hauptquartier) in ramstein 
seien auf einem schal und handschuhen sekrete gefunden worden, die 
auf eine bestimmte blutgruppe schließen ließen, für die ingrid und chri- 
stian in frage kämen. a 

jetzt, also nach fast zehn jahren, solle über die genuntersuchung fest- 
gestellt werden, ob die beiden in frage kämen. 

am 25.7. ... läuft die frist für eine stellungnahme ab. 


eigentlich wollte ich gleich, daß . . . verschiedene gen-gruppen-fachleu- 


te das bgh-schreiben und haftbefehl (bekommen). jetzt ist es weg, und 
nicht mal ingrid hat es mehr. ihrem anwalt haben sie es gleich gar nicht 
geschickt. und bei uns holen sie es wieder (bei dem überfall am 10. 5); 
nachdem wir es grade mal ein paar tage hatten und der bgh erst nur genau 
11/2 tage frist für eine stellungnahme lassen wollte. 


ich denke, das ganze betrifft eigentlich alle, die sich mit dieser technolo- 
gie auseinandersetzen, und nicht nur uns. 

es sollte doch ein gemeinsames anliegen sein, solchen vorstößen etwas 
entgegenzusetzen, und sicher können da einige fachleute mit ihrem wis- 
sen helfen. 

aber natürlich auch überhaupt, indem sich die damit befaßten gruppen 
mit dieser geschichte auseinandersetzen. 


Presseerklärung der Lübecker Besuchergruppe 


Seit einiger Zeit beobachten wir die Einkreisung der Gefangenen aus der 
RAF durch die Medien und die einschlägigen Staatsschutzbehörden. Sie 
zeigen ein neues Interesse, aber leider die alte Zusammenarbeit und Me- 
thoden, die auf der Versorgung der Medien durch Bundeskriminalamt, 
Bundesanwaltschaft und Verfassungsschutzämter mit unüberprüfbaren 
Erkenntnissen und Vorwürfen beruhen. Dadurch entsteht eine Debatte, 
keine Diskussion, die der politischen Bedeutung dieses Themas ange- 
messen wäre. Wir befürchten die publizistische Fixierung vor allem der 
Gefangenen und ihrer VerteidigerInnen auf einen kriminellen Zusam- 
menhang, womit nicht nur die rechtsstaatlichen Verteidigungsmöglich- 
keiten, sondern auch die politischen Alternativen zur gegenwärtigen 
Ratlosigkeit untergraben werden. 


Soviel wir der Presse entnehmen können, handelt es sich derzeit um die 
Auseinandersetzung zweier Linien im Staatsschutzapparat über die poli- 
tische Strategie des weitgehend gescheiterten Umgangs mit der RAF. 
Während jedoch die Behörden das Scheitern an den mangelnden Fahn- 
dungserfolgen messen, erkennen wir es in der Verschärfung des repres- 
siven Kurses zu Lasten politischer Auseinandersetzung mit den Gefan- 
genen. Beides hängt nicht notwendig miteinander zusammen. Aber der 
Ausbau und die Erweiterung der Fahndungs- und Überwachungskom- 
petenz, der mit der permanenten „Koordinierungsgruppe Terrorismus- 
bekämpfung“ (KGT) beim Bundeskriminalamt bezweckt ist, wird von 
der Rücknahme der wenigen Haftverbesserungen seit dem Hungerstreik 
1989 begleitet. Es war schließlich die KGT, die die Verlegung der vier 
Gefangenen in Köln-Ossendorf in die Haftanstalt Bielefeld-Brackwede 
entschieden hat. 


Die Nachrichten über „Zellensteuerung der Kommandoebene‘‘, 
„Steuerung durch Rechtsanwälte‘, „Anwälte als Boten zur Komman- 
doebene‘, ‚‚illegales Infosystem‘‘, „„Kassiberfunde in den Zellen“ usw. 
werden wirkungsvoll ummantelt mit zweckmäßigen Einzelheiten aus 
der RAF-Stasi-Vergangenheit, um öffentliche Stimmung zu erzielen. 
Das Ziel ist offensichtlich, die politische Auseinandersetzung, so über- 
haupt in Einzelfällen von einer solchen gesprochen werden kann, für ge- 
scheitert zu erklären und sich auf verschärfte Haftbehandlung zurückzu- 
ziehen. 


Seit zwei Jahren führen wir politische Gespräche mit den vier in Lübeck 
inhaftierten Frauen Hanna Krabbe, Christine Kuby, Irmgard Möller und 
Gabriele Rollnik. Dieses Modell war eine der Forderungen der Gefan- 
genen im Hungerstreik 1989 und wurde — wie auch von einigen anderen 
Regierungen — vom schleswig-holsteinischen Justizministerium akzep- 
tiert. Dies war nur möglich auf der wohl weitgehend übereinstimmenden 
Meinung zwischen den Beteiligten über den politischen Charakter so- 
wohl der Taten wie der Prozesse und der Haftbedingungen. Auf dieser 
Basis war auch allen klar, daß nur ein politischer Weg der Auseinander- 
setzung mit den Gefangenen die von Isolation, psychischer und intellek- 
tueller Abkapselung gekennzeichnete Situation in den Knästen verän- 
dern könne. Die Zusammenlegung und menschenwürdige Besuchsrege- 
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lung ohne Trennscheibe und Aufsicht waren ein Schritt dazu. Allen war 
desweiteren klar, daß am Ende dieses Prozesses die Freilassung der Ge- 
fangenen stehen müsse. 


Nach zwei Jahren dieses Experimentes müssen wir dem Justizministeri- 
um bescheinigen, daß es unsere gemeinsamen Abreden für den Dialog 
mit den Gefangenen voll eingehalten hat. Wir müssen aber auch feststel- 
len, daß wir in den Zielen keinen Schritt weitergekommen sind. Die ge- 
genwärtige Kampagne läßt uns sogar befürchten, daß die Abkehr von 
den kleinen Fortschritten der letzten zwei Jahre — an denen die meisten 
Gefangenen in den anderen Bundesländern nicht einmal haben teilneh- 
men können — kaum noch aufhaltbar ist. Wir haben die Lübecker Rege- 
lung nie als eine Enklave in dem bundesdeutschen Hochsicherheitssy- 
stem gesehen, sondern als Anfang einer vernünftigen Humanisierung 
dieser grauenhaften Menschenhaltung. Nun aber müssen wir auf folgen- 
des hinweisen: 


1. Es geht nicht an, Kleingruppen von vier Personen immer noch als Er- 
füllung der Forderung nach Zusammenlegung zu beschönigen. Dies war 
ein Ausgangspunkt für die Erweiterung der Gruppen, die den politi- 
schen Dialog erst in die Dimension gebracht hätte, die dem Problem an- 
gemessen wäre. | 

2. Der politische Dialog, wie er in Lübeck begonnen wurde, ist in der 
Privatheit des kleinen Kreises steckengeblieben. Weder die Ausdehnung 
auf andere Gefangene noch auf eine größere Öffentlichkeit ist gelungen. 
Wir mußten vielmehr mitansehen, wie Äußerungen anderer Gefangener 
aus anderen Gefängnissen ihnen gleichsam enteignet und instrumentali- 
siert wurden, um zum Gegenteil eines Dialogs, zur Verdächtigung ver- 
wandt zu werden. 

3. Versprochene Einrichtungen ähnlicher Modelle in anderen Gefäng- 
nissen, z.B. in Celle oder in Nordrhein-Westfalen, wurden trotz einiger 
Ansätze schließlich verweigert. Lübeck ist in der Tat die einzige konkre- 
te Gesprächsmöglichkeit geblieben, welche angesichts der Haftver- 
schlechterungen von fast allen anderen Gefangenen einen immer exoti- 
scheren Ausnahmecharakter bekommt. 

4. Die Verlegungen in andere Gefängnisse, das Verbot von Umschluß 
und die Kontaktsperre innerhalb der Gefängnisse, die Schikanen beim 
Einkauf und Postverkehr, die Zellendurchsuchungen und entwürdigen- 
den Leibesvisitationen widersprechen einem Mindestmaß an humanen 
Haftbedingungen und sind untragbar. So kann es niemanden verwun- 
dern, daß bei fast allen Gefangenen deutliche Gesundheitsschäden fest- 
zustellen sind. 

5. Die Einrichtung eines Fahndungsapparates über die KGT schafft 
eine Überwachungskompetenz, vor der niemand mehr sicher ist, der 
sich auch nur etwas — d.h. nicht nur vor dem Fernseher — mit der RAF 
und den Gefangenen auseinandersetzt. Sie führt zudem Polizei und Ge- 
heimdienste in einen Handlungs- und Fahndungsverbund, wie er dem 
verfassungsrechtlichen Trennungsverbot widerspricht. 

6. Es ist abzusehen, daß die Koordinierungsgruppe Terrorismus in 
Verbindung mit der derzeit zu beobachtenden Medienpolitik zu einer 
Entpolitisierung, ja Stigmatisierung und schließlich Kriminalisierung 
der politischen Bemühungen um eine Auseinandersetzung mit den Ge- 
fangenen führt, so daß solchen Versuchen kein Spielraum mehr bleibt. 


Unsere Forderungen sind deswegen: 


1. Der nach dem Hungerstreik 1989 wenn auch nur zögernd beschrittene 
Weg, ein politisches Problem auch politisch ernst zu nehmen, darf nicht 
verlassen werden. Die Ansätze des politischen Dialogs dürfen nicht wie- 
der in repressiven Staatsschutz- und Polizeimaßnahmen verschüttet wer- 
den. 

2. Die Forderung nach Zusammenlegung darf nicht in der Konstruk- 
tion einer „‚Kassiber-Kommunikation“ zwischen den Gefangenen untet- 
einander und mit den AnwältInnen enden, sondern muß nach wie vor in 
die Zusammenlegung in große Gruppen umgesetzt werden. Nur sie kön- 
nen den notwendigen Diskussionsprozeß unter den Gefangenen herstel- 
len. 

3. Nach 20 Jahren Sonderhaftbedingungen muß die Freilassung der 
Gefangenen eine Perspektive dieses Prozesses bleiben. Wir vermögen 
nicht einzusehen, daß Justiz und Staatsschutz ‚‚Im Namen des Volkes“ 
ein Rachebedürfnis haben, welches auch bei Verurteilung zu lebens- 
länglicher Haft eine gnadenlose Strafverbüßung bis zum letzten Tag for- 
dert. 

4. Wir fordern in jedem Fall die sofortige Freilassung der haftunfähi- 
gen Gefangenen. 


Hamburg, 4. September 19911 
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Pastor Helmut Frenz, Norderstedt; Pastor i.R. Wolfgang Grell, Laten- 
dorf; Prof. Dr.iur. Norman Paech, Hamburg; Rosita Timm (Leiterin 
Ev. Männerwohnheim), Hamburg 


Flugblatt zur Verhaftung 
von Knud und Ralf aus Hamburg 


Darstellung der Ereignisse 

Am Montag, den 29.7.91, wurden gegen 18 Uhr Knud und Ralf in Pin- 
neberg von vier Hamburger Zivilpolizisten festgenommen. Vorgewor- 
fen wird den beiden, Betonplatten und Holzteile auf die Schienen der 
Bahnlinie Hamburg—Kiel gelegt zu haben. Um ca. 17.30 Uhr ist ein Eil- 
zug über Gegenstände hinweggefahren. Hierbei ist nicht einmal Sach- 
schaden entstanden. Dazu sagte H. Kujawa, Pressesprecher der Bundes- 
bahndirektion Hamburg: ‚‚Es bestand nur geringe Gefahr, sonst hätte 
der Lokführer den Zug gestoppt. Es kommt häufiger vor, daß Kinder 
Steine auf die Gleise werfen.“ (Kieler Nachrichten, 1.8.9)) _ 

Inzwischen hat sich herausgestellt, daß es sich bei den Zivilb. um Be- 
amte der Observations- und Aufklärungsgruppe (3312) des Landeskri- 
minalamtes Hamburg handelt, die den beiden von der Roten Flora aus 
gefolgt sind. Diese behaupten, die angebliche Tat der beiden genaue- 
stens beobachtet zu haben, ohne jedoch eingreifen zu können. 

Am 30.7. ist bei dem Haftprüfungstermin von der Haftrichterin Frau 
Hoffmann Untersuchungshaft angeordnet worden. Die Begründung ist, 
daß bei dem zu erwartenden hohen Strafmaß für den Vorwurf ‚schwerer 
Eingriff in den Schienenverkehr‘ Fluchtgefahr bestehe. Das Strafmaß 
für diesen Vorwurf beträgt ein bis fünf Jahre. Knud und Ralf sitzen seit- 
dem in Itzehoe in Untersuchungshaft (Ralf ist am 7.8. nach Kiel verlegt 
worden — Anm.d.Red.). 

Wir wissen, daß der Vorwurf nicht stimmt, weil die beiden ausdrück- 
lich betonen, daß sie solch eine Tat aus politischen und moralischen 
Gründen verurteilen, und sie sagen, daß sie es nicht waren. Wir vertrau- 
en ihnen, denn wir kennen sie als politisch denkende und bewußt han- 
delnde Menschen, die mit uns seit vielen Jahren in linken Zusammen- 
hängen leben. Aus gemeinsamen Diskussionen mit Ralf und Knud wis- 
sen wir, daß solch eine sinnlose Tat, bei der im Extremfall Unbeteiligte 
getroffen werden könnten, für die beiden völlig ausgeschlossen ist. 


Einschätzung 

Aus diesen Tatsachen geht hervor, daß diese Tat gezielt Ralf und Knud 
in die Schuhe geschoben wird. Es ist bekannt, daß der Staatsschutz so 
arbeitet, um Menschen aus dem Widerstand zu kriminalisieren und ein- 
zuknasten. 

Knud und Ralf verstehen sich als Teil der autonomen Szene. Beide 
sind bestrebt, gesellschaftliche Veränderungen zu bewirken, die über 
Reformpolitik hinausgehen, und beide haben etwas mit der Roten Flora 
zu tun. Es ist anzunehmen, daß die beiden von den Staatsschutzb. dem 
Kreis zugerechnet werden, den diese für militant halten. Die LKA-B. 
haben ausgesagt, daß ihnen die beiden ‚‚von Flora-Aktionen bekannt“ 
gewesen wären und deshalb observiert wurden. 

Nicht nur wegen dieser Aussage glauben wir, daß sich der Angriff 
nicht ausschließlich gegen diese beiden richtet, sondern im Zusammen- 
hang mit der aktuellen Auseinandersetzung um die Flora-Randbebauung 
steht. Laut Hamburgs Innensenator Werner Hackmann geht es derzeit 
darum, wer „im Schanzenviertel das Sagen hat“. Seit der Parkräumung 
am 23.7. herrscht im Schanzenviertel Belagerungszustand. Überall ste- 
hen B. und Zivis rum. 

In der Woche nach der Parkräumung wurden täglich Menschen festge- 
nommen. Ein Mann wurde sogar in der Lerchenstraßenwache von der 
dafür bekannten E-Schicht (Ende ’88 speziell für die ‚‚Problemstadttei- 
le‘ aufgestellte Sondereinheiten) geprügelt, so daß er mit inneren Blu- 
tungen ins Krankenhaus eingeliefert werden mußte. Auch die Verhaf- 
tung von Knud und Ralf ist Teil ihrer Einschüchterungsstrategie gegen 
aktive UnterstützerInnen der Flora. 

Auffällig ist, daß diese Ereignisse kaum in den Medien benannt und 
schon gar nicht in einen politischen Zusammenhang gestellt werden. 
Damit soll eine Mobilisierung verhindert werden und der Eindruck ent- 
stehen, daß im Schanzenviertel Ruhe herrscht. Ziel dieser Einschüchte- 
rungsstrategie ist, jeglichen Widerstand im Schanzenviertel gegen die 
Umstrukturierungspolitik des Senats zu zerschlagen. Auseinanderset- 
zungen und die aktive Unterstützung der BewohnerInnen des Viertels, 
die vor drei Jahren den Bau des Phantoms am Schulterblatt verhindert 
haben, sollen unterdrückt werden. Gerade die Flora als politisches Zen- 
trum und Treffpunkt auch über Hamburg hinaus versuchen sie mit ihren 
Maßnahmen systematisch zu zerstören. 

Sofortige Freilassung von Knud und Ralf! 


13. 9. 1991 
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Schreibt den beiden: Knud Andresen/Ralf Gauger, Amtsgericht Itze- 
hoe, z. Hdn. Fr. Peters, Bergstr. 5-7, 2210 Itzehoe. 


Spendet! Spendenkonto Kleiner Schäferkamp 46,a,b e. V., Konto-Nr. 
30665-204, BLZ 20010020, Postgiroamt Hamburg. 


EG-Büro-Besetzer verurteilt 


Am 11.5.89, also einen Tag vor Abbruch des Hungerstreiks, wurde das 
EG-Büro der Direction Générale III besetzt (siehe Infos 14 und 15). Die 
Aktion sollte dazu beitragen, die Forderungen der Gefangenen durchzu- 
setzen. Sieben der BesetzerInnen wurden damals länger als alle anderen 
im Knast festgehalten. Gegen diese sieben gab es im März einen Prozeß 
in Brüssel, der in ihrer Abwesenheit und ohne ihre Kenntnis durchge- 
führt wurde. 


Ds Urteil ... 

Für sieben GenossInnen hat die Aktion jetzt, knapp zwei Jahre später, 
juristische Folgen. Sie alle wurden am 15.3.91 in Brüssel zu zehn Mo- 
naten Haft ohne Bewährung und einer Geldstrafe von 1000 DM wegen 
kollektivem, geplantem Hausfriedensbruch, Sachbeschädigung und 
„Rebellion“ verurteilt. In dem Prozeß, der in Abwesenheit der Ange- 
klagten stattfand, erging zudem ein zivilrechtliches Urteil: Sie sollen 
alle Schäden, die durch die Aktion der EG und 17 Firmen angeblich zu- 
gefügt worden sind, bezahlen. Die genaue Summe wird in späteren Ver- 
fahren festgestellt werden, sie kann recht hoch sein. Gegen diese Urteile 
hat die Staatsanwaltschaft Berufung eingelegt, weil die Haftstrafe zu 
niedrig sei. Die Verhandlung darüber findet am 4. 10. in Brüssel statt. 


. und die praktischen Folgen: 

Da es sich bei den sieben nicht um belgische Staatsbürger handelt, kön- 
nen sie aus den Ländern, aus denen sie kommen (BRD und Niederlan- 
de), nicht an Belgien ausgeliefert werden. Sobald sich die belgische Ju- 
stiz allerdings einen internationalen Haftbefehl besorgt, können die sie- 
ben sofort ausgeliefert werden, wenn sie sich im europäischen Ausland 
befinden. 

Die zwangsweise Eintreibung der Schadenersatzansprüche ist dage- 
gen auch in den Städten, in denen sie wohnen, problemlos möglich, so- 
bald die Höhe der Schäden gerichtlich festgestellt worden ist. 

Praktische Konsequenz des Urteils kann sein, daß alle sieben nicht 
mehr ins Ausland reisen können, ohne Gefahr zu laufen, an Belgien aus- 
geliefert zu werden. 

Zudem sind alle mit dem finanziellen Ruin bedroht, denn die Schaden- 
ersatzforderungen sind, wie gesagt, wahrscheinlich ziemlich hoch. 


Eine umfassende Einschätzung, was die belgische Justiz und die Neben- 
kläger mit dem Urteil jetzt wollen, ist bisher nicht möglich, u.a. weil der 
Prozeß in der ersten Instanz ohne Wissen der Angeklagten durchgezo- 
gen wurde. Deutlich wird aber das Ziel, potentielle ‚„‚NachahmerInnen“ 
abzuschrecken, die Angeklagten finanziell unter Druck zu sezten, ihre 
Bewegungsfreiheit einzuschränken und Maßstäbe bei Kriminalisierung 
von politischen Aktionen in der europäischen Hauptstadt zu setzen. 

Sobald klarer ist, welche juristischen und sonstigen Möglichkeiten es 
noch gibt, um gegen das Urteil vorzugehen, werden wir ein neues Info 
veröffentlichen. Dort wird dann auch ein Spendenkonto zu finden sein, 
mit dessen Hilfe Anwaltskosten etc. gedeckt werden sollen. 


Die Angeklagten von Brüssel brauchen Eure Solidarität! 


Erneut Todesschüsse gegen baskische Militante 
Autopsie beweist die Ermordung 
der drei ETA-Kämpfer von Donosti 


„Shoot to kill“ als Antiterrormethode im spanischen Staat durchgesetzt 
Am 29. August wurde in Bilbo-Bilbao erneut ein mutmaßliches Mitglied 
der bewaffneten Befreiungsorganisation ETA erschossen. Alles deutet 
auch in diesem Fall auf eine gezielte Exekution hin. Am selben Tag wur- 
de das Resultat der gerichtsmedizinischen Untersuchung im Fall der drei 
erschossenen ETA-Mitglieder von Donostia (Pressemitteilung Nr. 2 
vom 19. August 1991) der Öffentlichkeit bekanntgegeben. Der Bericht 
läßt keine anderen Schlüsse zu, als daß die drei Befreiungskämpfer von 
der Guardia Civil festgenommen und sofort hingerichtet wurden. 


In einem vierstündigen Feuergefecht zwischen einer Hundertschaft 


Guardia Civiles und den drei in einer Wohnung befindlichen ETA-Mit- - 


gliedern Patxi Itziar, Iñaki Ormaetxea und Jokin Leunda sollen letztere 
umgekommen sein. Dies ist bis zum heutigen Tag die offizielle Darstel- 


lung der Ereignisse vom 17. August 1991 in Donostia—San Sebastian. 

Während Augenzeugenberichte bereits vorher eine andere Sicht der 

Dinge vermittelten, ist der Sachverhalt seit dem 29. August vollständig 

klar: Die drei ETA-KämpferInnen wurden von der Polizei im wahrsten 

Sinne des Wortes exekutiert. Die gerichtsmedizinische Untersuchung 

ergab nämlich, daß alle drei an tödlichen Schüssen starben, die aus maxi- 

mal 25cm Distanz in die Schläfen abgegeben wurden. Zwei der Militan- 
ten wiesen diverse Schußwunden aus weiter Distanz auf, keine dieser 

Verletzungen könne allerdings tödlich wirken, besagt der Bericht. Zum 

Tode führten Schüsse, die aus einer Nähe von maximal 25cm in die 

Schläfe und ins Herz abgegeben wurden. Die Ergebnisse der gerichts- 

medizinischen Untersuchung im einzelnen: 

— Die Leiche von Iñaki Ormaetxea hat zwei Schußwunden in nicht le- 
bensnotwendigen Organen. Die Kugel, die zu seinem Tode führte, 
durchschlug sein Hirn und führte zum sofortigen Tode. Dieser 
Schuß wurde von weniger als 25cm abgegeben. 

— Die Leiche von Jokin Leunda wies 12 Einschüsse in der Lendenge- 
gend auf, keiner von ihnen tödlicher Natur. Er starb an einem 
Schuß, der aus nächster Nähe, der direkt ins Herz abgegeben wurde. 

— Die Leiche von Patxi Itziar, welche von den Gerichtsmedizinern auf 
einer Matratze aufgefunden wurde, weist lediglich eine Verletzung 
auf. Ein Schuß, der mit einer am Kopf angesetzten Pistole direkt in 
die Schläfe abgegeben wurde. 

Die Deklarationen der Guardia Civil gegenüber dem Richter wurden seit 
dem Bekanntwerden des untersuchungsrichterlichen Berichtes leicht 
modifiziert. Gemäß der neuen Darstellung sollen sie während der Er- 
stürmung der Wohnung von einem Etarra überrascht worden sein und 
hätten diesen ‚in Notwehr‘ aus nächster Nähe erschossen. Wer dies 
war, geht aus den polizeilichen Deklarationen nicht hervor. 


Reaktionen auf die 
gerichtsmedizinischen Untersuchungsergebnisse 


Gestoras pro Amnistia (baskische Komitees für die Amnestie) bezeich- 
neten die Untersuchungsergebnisse als ‚extrem besorgniserregend““. 
Auf einer Pressekonferenz wurde erklärt, daß nun offenbar jedes Mittel 
gegen ETA recht sei und mit der Aktion von Donostia „die Todesstrafe 
in Euskadi definitiv wieder eingeführt“ wurde. 

Im: Gegenzug kritisierte der baskische Regierungssprecher die Aussa- 
gen der Gestoras und bezeichnete die offizielle Version der Guardia Ci- 
vil als „nach wie vor glaubwürdig‘ Bevor voreilige Schlüsse gezogen 
würden, sei die untersuchungsrichterliche Stellungnahme abzuwarten. 
Mehr Mut legte die bürgerliche Partei EUSKO ALKARTASUNA (EA) 
an den Tag, welche den Bericht zusammen mit HERRI BATASUNA 
(HB) als „sehr besorgniserregend‘‘ bezeichnete. HB sah in dem Bericht 
ihre kurz nach der Aktion abgegebene Stellungnahme bestätigt, worin 
sie den Tod der drei ETA-Militanten als „kriminellen Mord .des spani- 
schen Staates‘‘ bezeichnete. 


12 Tage später: 
Erneut Todesschüsse gegen ETA-Militanten 


Keine zwei Wochen nach der Exekution in Donostia kam es in Bilbo zu 
weiteren Todesschüssen. Mit einem Dutzend zivilen Polizeiwagen um- 
zingelte die neugebildete Antiterrorgruppe der baskischen Polizei 
„Ertzantza“ bei einem Park mutmaßliche ETA-Mitglieder des ‚Kom- 
mando Bizkaia‘. Über die weiteren Vorkommnisse existieren wieder 
mehrere Versionen. Während die Berichte von Augenzeugen besagen, 
daß die Polizei nach dem Ausruf „Alle auf den Boden!“ wild zu schie- 
Ben begann, lautete die offizielle Version folgendermaßen: Die Etarras 
hätten in Anbetracht ihrer Umzingelung unter Waffenandrohung einen 
Wagen zu entführen versucht. Bei diesem habe es sich allerdings um 
eine Zivilstreife gehandelt, und sozusagen in Notwehr habe diese dann 
Juan Maria Ormazabal erschossen. Demgegenüber sagten Augenzeu- 
gen, sie hätten Polizisten gesehen, die einem am Boden liegenden Mann 
aus nächster Nähe einen Schuß in den Kopf verpaßt hätten. 


Auch hier spricht das gerichtsmedizinische Gutachten eine klare Spra- 
che. Der Schuß, der zum Tode von Juan Maria Ormazabal führte, wurde 
aus maximal 10cm direkt in die Schläfe abgegeben. Bei der Aktion wur- 
de Jose Mari Mendinueta schwer verletzt, eine dritte, unbekannte Per- 
son konnte flüchten. Mendinueta erklärte gegenüber Krankenschwe- 
stern im Spital, daß von seiten der drei ETA-Militanten keine Schüsse 
gegen die „‚Ertzantza“ gefallen seien. Ein bei der Aktion verletzter Poli- 
zist, der zwei Tage danach seinen Verletzungen erlag, muß demnach 
von den Schüssen seiner eigenen Kollegen getroffen worden sein. 


Im Zuge der Aktion in Bilbo wurden insgesamt 25 weitere Personen ver- 
haftet, von denen 15 dem Untersuchungsrichter unter dem Vorwurf der 
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„Kollaboration mit dem Kommando Bizkaia‘‘ zugeführt wurden. In” 


Euskadi spielten sich in den Tagen danach ähnliche Szenen wie nur zwei 
Wochen zuvor ab. In mehreren Ortschaften wurde ein vom revolutionä- 
ren Führungsblock KAS ausgerufener Generalstreik massiv befolgt. Bei 
Auseinandersetzungen wurden mehrere Menschen durch Gummige- 
schosse zum Teil schwer verletzt, ein Demonstrant in Elgoibar verlor 
dabei sein Auge. 


Kriegserklärung an die 
baskische Befreiungsbewegung 


Wir, die EUSKADI KOORDINATION, betrachten die Ereignisse von 
Donostia und Bilbo als eine Kriegserklärung der spanischen Regierung 
an die baskische Befreiungsbewegung. Unter der Regie ihrer obersten 
Dienstherren inszenierten Spezialeinheiten der spanischen und baski- 
schen Polizei die Exekution der Genossen Iñaki Ormaetxea, Jokin Leun- 
da, Patxi Itziar und Juan Maria Ormazabal. Und dies ohne wenn und 
aber. „Kommt raus, wir werden Euch erschießen “ haben die B. den 
drei Umzingelten in Donostia zugerufen ... 


Gingen wir vor Jahresfrist noch von der zumindest hypothetischen Mög- 
lichkeit eines Skandals aus, müssen wir heute angesichts der Lage der 
großspanischen Nation und ihrer veröffentlichten Meinung zur Kenntnis 
nehmen, daß die Staatspartei PSOE in dieser Hinsicht aber auch nicht 
den leisesten Anwurf von Kritik zu fürchten braucht. 


Todesschüsse gegen mutmaßliche und wirkliche Militante der baski- 
schen bewaffneten Organisation ETA sollen offenbar zum legitimen 
Mittel im Vernichtungskampf gegen das baskische Volk legitimiert wer- 
den. Die spanischen Knäste sind voll mit Tausenden von Gefangenen. 
Über 500 von ihnen sind baskische politische Gefangene, die zu jahr- 
hundertelangen Strafen verurteilt wurden. Wozu noch Prozesse führen, 
wenn die Revolutionäre gleich an Ort und Stelle ermordet werden kön- 
nen. 


Wir fordern erneut die internationale Öffentlichkeit dazu auf, gegen die- 
se gezielte Liquidierung baskischer Freiheitskämpfer mit allen zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln zu protestieren! Dem Blutvergießen im Bas- 
kenland kann durch die Wiederaufnahme der direkten politischen Ver- 
handlungen zwischen ETA und dem spanischen Staat ein sofortiges Ende 
bereitet werden! 

Euskadi Koordination, 5.9. 1991 


Hungerstreik politischer Gefangener in Mexiko 
nach eineinhalb Monaten beendet 


Mitte Juli wurde der am 1. Juni begonnene Hungerstreik von über 300 
politischen Gefangenen abgebrochen. Der in mehr als sieben Teilstaaten 
geführte Streik war von der CNPPM — der Nationalen Koordination der 
politischen Gefangenen in Mexiko — initiiert worden (siehe auch Info 
Nr. 72). In dieser Koordination, welche Ende 1990 gegründet wurde, 
organisierten sich Gefangene quer durchs gesamte linke Spektrum: Mi- 
litante der Stadtteilorganisationen, von der unabhängigen LehrerInnen- 
gewerkschaft, dem links-nationalistischen Wahlbündnis PRD, aus der 
einzigen noch existierenden Guerilla PROCUP-PDLP und mehrheitlich 
aus Bauern-Bäuerinnen-Indigena-Organisationen. Bis im April hatten 
sich 86 Gefangene in der CNPPM organisiert. Der Hungerstreik war 
eine Protestaktion gegen die Korruption, die unmenschlichen Haftbe- 
dingungen, die Folter im mexikanischen Knastsystem und gegen die Un- 
regelmäßigkeiten in den juristischen Verfahren. Konkret forderten die 
Gefangenen die sofortige und bedingungslose Freilassung von Dr. Feli- 
pe Martinez Soriano; totale und bedingungslose Amnestie aller 10000 
politischen Gefangenen, die es im Land gibt; uneingeschränkten Re- 
spekt der Menschenrechte aller Gefangener in Mexiko — ca. 87000 in 
465 Knästen. 

Mit dem Streik erreichten die Gefangenen, daß in verschiedenen na- 
tionalen und internationalen Medien über sie und allgemein die Knastsi- 
tuation in Mexiko berichtet wurde, die konkrete Freilassung von 463 po- 
litischen Gefangenen und Verhandlungen mit dem staatlichen Büro für 
Menschenrechte. Weiter gab es viel an Solidarität außerhalb der Knast- 
mauern, Besetzungen, Sitzstreiks, Demos, Solidaritätstelegramme usw. 
Und was auch ganz wichtig ist, daß sich innerhalb der Gefängnisse viele 
der sogenannten sozialen Gefangenen solidarisierten, mit Sitzstreiks im 


Knast von ein oder zwei Stunden, und in der Folge in einigen Knästen 


Selbsthilfeorganisationen gründeten — Comites de los Internos. 
Quelle: CNI — Paris (Comite Nacional Independiente Pro-Defensa de los Presos 
Politicos, Desaparecidos y Exiliados Politicos) 


Noch immer sind Solidaritätstelegramme für die Gefangenen sehr wich- 
tig. Schickt Telegramme zur Unterstützung der Forderungen der Gefan- 
genen an: 

— Lic. C. Salinas de Gortari, Presidente de la Republika Mexicana, Pa- 
lacio Nacional de Gobierno, Mexico D.F., Fax 179973 od. 170973 
— Sr. Lic. Ignacio Morales Lechuga, e de Justicia de. D.F., 
Doctor Lavista, esq. Balderas, Col. Doctores Mexico D. F. 

— Dr. Jorge Carpizo Mc. Gregor, Presidente de la Comision de Dere- 
chos Humanos, av. Mexico No 45, Col Hipodromo Condesa, C. P. 
06700 Mexico 

— und auch an die Botschaft Mexikos hier. 


Westjordanland. Am 4. September sind 400 palästinensische Gefange- 
ne im Knast von Nablus in einen Hungerstreik getreten. Sie protestieren 
damit gegen die unmenschlichen Haftbedingungen. 


Ray Luc Levasseur: 
Der Grund ist einfach genug — Warum ich kämpfe 


Wir veröffentlichen hier eine Erklärung von Ray Luc Levasseur, politi- 
scher Gefangener in den USA, in der er zum einen seine eigene Ge- 
schichte beschreibt und zum anderen auf die negative oder schlichtweg 
igrnorierende Haltung eines Großteils der US-amerikanischen Linken 
den Gefangenen aus dem militanten Spektrum gegenüber eingeht. Die 
Erklärung ist mit dem Ziel an die Öffentlichkeit gerichtet, dieses Igno- 
ranz zu durchbrechen. 

Ray Luc Levasseur wurde als Mitglied der United Freedom Front 
(UFF) in den USA verurteilt. Die UFF übernahm von Anfang bis Mitte 
der 80er Jahre die Verantwortung für eine Reihe von Bombenanschlägen 
auf Unternehmen, die das Regime von Südafrika unterstützen, auf grö- 
‚Bere Waffenschieber bei den US-amerikanischen Kriegen in Mittelame- 
rika und auf militärische Einrichtungen der USA selbst. Ray Luc Levas- 
seur gehört zusammen mit Tom Manning, Richard Williams, Pat Gros- 
Levasseur, Carol Manning, Barbara Curzi-Laaman und Jaan Laaman 
zu den sogenannten Ohio Seven, von denen mehrere wegen der Anschlä- 
ge zu lebenslangen Freiheitsstrafen verurteilt sind. Er selbst sitzt zur Zeit 
im berüchtigten Marion-Gefängnis in Illinois / USA. 


„Ich denke auch, daß es eine gute Idee ist, nicht irgendwelche starren 
Nationen im eigenen Kopf zu haben. Ich will nicht, daß irgendjemand 
mir erzählt, worauf ich meine Aufmerksamkeit zuerst lenken sollte. 
Wenn wir unter dem Strich entsprechend dem Prinzip der Selbstbestim- 
mung einander zu respektieren versuchen können, dann können wir an- 
fangen, uns vorwärts zu bewegen. Es gibt genug von uns, die umherge- 
hen, und du mußt nicht das tun, was ich tue, und umgekehrt. Ich tue dies, 
und du tust jenes, es gibt viel Raum.“ June Jordan. 


Ich beging meinen ersten Sabotageakt, als ich 17 Jahre alt war — viele 
Jahre vor meinem Militärdienst und der Tour in Vietnam, viele Jahre, 
bevor das Vietnamerlebnis mein Bewußtsein aufrüttelte und mich in ein 
Leben des politischen Aktivismus trieb. 

Französisch-kanadische Arbeiter zeigten mir, wie man Maschinen 
zeitweise unbrauchbar macht. Es ging darum, daß wir an so vielen 
Schuhabsätzen, die wir in einer Stunde produzieren konnten, einen 
Strich zogen, darüber hinaus wurde es erschöpfend und gefährlich. Eine 
kurze Ruhepause in einem nicht-gewerkschaftlichen Laden, in dem es 
jämmerlich niedrige Löhne gab. Die Lektion war, daß wir die Politur 
der Allmacht durchbrechen konnten, die die Kompanie aufrechterhielt. 
Wir hatten unsere Würde — indem wir mit einigen kleinen Sachen den _ 
Schatten der Mühlen vertrieben, der unser Leben beherrschte. 

Der US-Imperialismus ist das mächtigste und gewaltsamste System 
auf dem Gesicht der Erde. 1967, in Vietnam, verdeutlichte sich mir das. 


- 1991 werden die Völker von Irak und Palästina damit konfrontiert. Die 


gesamte Geschichte der USA ist auf Diebstahl und Gewalt gebaut. Inner- 
halb der Grenzen der USA finden wir ihr Erbe: die gebrochenen Natio- 
nen der Native Americans (Indianer), Mexikaner, Neuafrikaner und 
Puertoricaner. 

Nicht nur die Gewalt der Bombe und der Gewehrkugel ist bullenhaft 
amerikanisch, es ist auch die Gewalt des Geistes ; die Gewalt eines abar- 
tigen wirtschaftlich-politischen Systems, das eine Generation nach der 
nächsten dazu zwingt, zuzusehen, wie ihre Kinder wegen Verhungerns, 
Unterernährung, Krankheit und sozialer Vernachlässigung sterben. 
Eine Gewalt, die die Leute demoralisiert und schwächt, deren menschli- 
ches Potential vor ihren eigenen Augen verdunstet. Ein Imperialismus, 
der immer besonders gewaltsame Aktionen gegen farbige N Menschen ge- 
nossen hat. 
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Meine eigenen Lebenserfahrungen haben. den Geschmack von 
Schweiß und Blut unauslöschlich in mein Gedächtnis gestampft ; die Ar- 
beitsbedingungen. Nicht-gewerkschaftliche Firmen mit niedrigem 
Lohn, arschaufreißende gefährliche Jobs in Mühlen, Fabriken, auf Fel- 
dern und Baugeländen; Militärdienst und Blutbäder in Vietnam; Poli- 
zeigewalt: Die erste, die mir widerfuhr, war in Bostons Dorchester 
Nachbarschaft; Gefängnisse, ich war in einigen der miesesten im gan- 
zen Land. Meine Identität als Arbeiter /Revolutionär gestattet mir kein 
Zurückweichen vor dem Leiden anderer, sei es in El Salvador, Südafri- 
ka, Palästina, Puerto Rico oder der South Bronx. Vom Aussichtspunkt 
innerhalb des Bauches des Imperialismus sehe ich mich zum Handeln ge- 
zwungen und verpflichtet. Nicht, wie ich es einst tat, als ein bewaffneter 
Soldat des US-Militärs, als ich die Kriegsmaschine Ölte und bediente. 
Dieses Mal als ein bewaffneter Arbeiter. Immer noch als ein Soldat im 
Krieg, von jedem Niveau des Widerstandes, das aufgebracht werden 
kann, um jene herauszufordern, die für Profit ausbeuten und morden. 

Ich bin mit Aktionen des bewaffneten Widerstandes in Zusammen- 
hang gebracht worden, die Bomben gegen US-amerikanische militäri- 
sche Einrichtungen beinhalten, sowie gegen Unternehmen, die Geschäf- 
te mit dem Apartheidsregime von Südafrika und mit dem kolonialisier- 
ten Puerto Rico betreiben und gegen Forschungseinrichtungen der 
Kriegsprofitierer. Im Gefolge des Aufstandes und Massakers in Soweto, 
den umfassenden Massakern am salvadorianischen Volk, antwortete die 
United Freedom Front mit bewaffneter Propaganda. US-amerikanische 
militärische Einrichtungen wurden beträchtlich beschädigt. 

Diese Aktionen beabsichtigten, die Aufmerksamkeit des amerikani- 
schen Volkes auf die kriminellen Handlungen zu richten, die von ihren 
eigenen Regierungen und US-amerikanischen Unternehmen begangen 
wurden. Sie dienten als ein Beispiel, daß das System nicht unbesiegbar 
ist. Daß die Forderungen der Unterdrückten gehört werden müssen. 

Ich glaube, daß solche Aktionen des Widerstandes eine politische Not- 
wendigkeit darstellen, wenn wir eine Kapazität entwickeln wollen, die 
mehr als nur symbolisch ist, um die Gewalt des Staates zu beantworten. 
Es ist notwendig, wenn wir eine Bewegung des Widerstandes aufbauen 
wollen, die zu unserer eigenen Emanzipation führen soll, und nicht bloß 


eine Bewegung für eine Revolution schaffen, die andere machen wer-. 


den. Solche Aktionen finden ihre Legalität im internationalen Gesetz 
bekräftigt, wie in den Nürnberger Beschlüssen. 

Übereinstimmend mit der Kommission zur Bloßlegung und Verhinde- 
rung von verabscheuungswürdigen Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit kann nicht von uns allen erwartet werden, daß wir in dem Rahmen 
funktionieren, was als „saubere“ und akzeptierte politische Aktivität 
betrachtet wird. Auch sollten wir nicht darauf warten, daß die richtigen 
objektiven Bedingungen vorhanden sind. Einige von uns werden aus 
dem Bereich der subjektiven Bedingungen heraustreten und ‚„‚schmut- 
zig‘ und blutig werden, während sie gegen den Feind kämpfen. Die Ge- 
schichte ist voller Beispiele. Dies ist eine gefährliche und schwierige 
Aufgabe, betrachtet man den machtvollen Sicherheitsapparat des Staa- 
tes, die gefälligen und kollaborierenden Medien und eine relativ schwa- 
che Linke. 

In anderen Teilen der Welt ist der Schlüsselpunkt der Befreiungsbe- 
wegungen die Freiheit; für die meisten US-amerikanischen linken / pro- 
gressiven Bewegungen ist der Brennpunkt die Gewaltlosigkeit. Es ist 
nicht nur Kritik an unseren Aktionen und uns selbst, die von der Linken 
kommt — es ist Verdammung. Wie auch immer, ich habe nicht gehört, 
daß gegen uns Verdammung aus Soweto, Morazan, Province, Ponce 
oder den Ghettos und Barrios von Amerika entgegengebracht wird. 
Auch hätte ich keine Verdammung vom irakischen und palästinensi- 
schen Volk erwartet, wenn es in diesem Land eine energischere Antwort 
auf das letzte Abenteuer des Imperialismus gegeben hätte. Viele Linke 
und Progressive entschieden sich für den Slogan ‚‚Unterstützt die Trup- 
pen, nicht den Krieg“ und sprachen amerikanische Soldaten lebhaft von 
jeder Verantwortung für ihre Aktionen frei. Und doch lassen diese sel- 
ben Leute politische Gefangene /Kriegsgefangene in den USA im Stich, 
indem sie uns verantwortlich für politische /militärische Aktionen hal- 
ten, die sie nicht gutheißen. Wenn sie überhaupt von unserer Existenz 
Notiz genommen haben. 

Die sektiererischen Organisationen antworten negativ auf bewaffnete 
Aktionen. Sie nehmen nichts zur Kenntnis, was nicht auf ihrem Pro- 
gramm steht oder unter ihrer Kontrolle ist. Aber es ist etwas Heimtücki- 
scheres bei politischen Bewegungen insgesamt am Laufen, die großteils 
von weißen Mittelklasse-Aktivisten beherrscht werden. Wie kommt es, 
daß sie den unterdrücktesten Leuten in Amerika die Methoden, die sie 
verwenden, um ihre Befreiung zu erreichen, diktieren können (die am 
längsten eingeknasteten politischen Gefangenen in Amerika sind aus 
dem Black Liberation Kampf)? Erwartet man von uns, daß wir, bevor 
wir Widerstand leisten, auf irgendein aufschlußreiches Ende der weißen 


Vorherrschaft und Klassenbestimmung/-kooperation warten? Und was 
ist mit jenen Millionen, die von Polizeigewalt und drückender Armut be- 
troffen sind, die auf den Straßen und in den Gefängnissen jeder Art un- 
terdrückt werden, die morgen, nächste Woche oder nächstes Jahr ster- 
ben werden. Sollen wir zur Minderheit in den Bewegungen degradiert 
werden, so, wie es uns in der Gesellschaft ergangen ist? Amerika hat 
eine Art, sich selbst anzustellen, seine Kinder zu mißbrauchen und seine 
Älteren zu verschlingen. Wir leben in einem Land, in dem die Leute die 
atomare Zerstörung von Hiroshima und Nagasaki und die Invasion von 
Grenada und Panama unterstützen. Den Krieg im Nahen Osten. Den 
Mord in Mittelamerika. Einfach ausgedrückt, sollte die Schwierigkeit, 
Herzen und Seelen zu gewinnen, kompromißlose Handlungen des be- 
waffneten Widerstandes nicht ausschließen. 

Ein einzelner Funke kann einen Steppenbrand entfachen — vorausge- 
setzt, daß es ein Stück trockenen Zunders dort gibt. Es gibt Beispiele des 
Native American (indianischen) Widerstandes, Nat Turners Revolte, 
John Browns Überfall, El Grito de Lares, Puerto Rico — sogar die le- 
gendäre Bostoner-Tee-Enteignung. Es gibt Tausende anderer Beispiele 
in der Geschichte der einfachen Leute. Sie sind unzusammenhängend, 
getrennt durch die Zeit, durch Gruppen und Themen, aber bewaffneter 
Widerstand ist ein realer Teil unserer Geschichte. Er war es in den 
60ern, 70ern und 80ern und wird es in der Zukunft wieder sein. Es muß 
kein Kapitel oder auch nur eine Fußnote in den Büchern sein, um zu er- 
kennen, daß solcher Widerstand einige Grade und Richtung für jene ge- 
schaffen hat, deren Leben von Unterdrückung eingeebnet war. 

Viele der Aktionen der Einheit Sam Melville—Jonathan Jackson / Uni- 
ted Freedom Front wurden in Solidarität mit Kämpfen gemacht, die ge- 
gen die gesamte Macht des US-Imperialismus gerichtet waren. Bewe- 
gungen, die für das nackte Überleben ihrer Menschen kämpfen. Diese 
Nachhutgefechte waren ein kleiner Streifen der Unterstützung innerhalb 
des größeren Zusammenhanges. Keine dieser Aktionen war zum Scha- 
den der Kämpfe, die sie unterstützten, noch der Aktivitäten jener Orga- 
nisationen, die Öffentlichkeitsarbeit betreiben. Antiimperialismus be- 
nötigt einen multidimensionalen und auf verschiedenen Ebenen agieren- 
den Ansatz. 

Die Regierung hat natürlich auf militanten und bewaffneten Wider- 
stand mit umfassenden Aufstandsbekämpfungsbemühungen geantwor- 
tet. Dies sollte niemanden, der die kriminellen Aktivitäten dieser Regie- 
rung kennt, überraschen. Der Grund ist einfach genug : Sie fürchten das 
Potential solchen Widerstandes, sich zu bedrohlichen Bewegungen zu 
vergrößern und zu entwickeln. Sie hassen das Beispiel so sehr wie die 
Aktionen selbst. Sie erkennen vollkommen das Potential der Unter- 
drückten. 

Marion-Gefängnis, April 1991 
Adresse: Ray Luc Levasseur, 10376-016, P O. Box 1000, Marion/IL, 
62959 USA. 


Internationale Aktionswoche der Kampagne 
500 Jahre Kolonialismus — 500 Jahre Widerstand 


In der Internationalen Aktionswoche der Kampagne ‚500 Jahre Kolo- 
nialismus — 500 Jahre Widerstand“ vom 7.-12.10. 91 sollen auch In- 
itiativen zu den politischen Gefangenen ein Teil sein 


Für uns ist die Solidarität mit den Befreiungsbewegungen und Kämpfen 
der Urbevölkerung in Nordamerika und den Ländern des Südens un- 
trennbar verbunden mit unseren Versuchen, hier in den Metropolenlän- 
dern Widerstand und Perspektiven für ein befreites Leben aufzubauen. 
Ein wichtiger Teil darin sind für uns die politischen Gefangenen, weil 
sie den Kampf gegen Unterdrückung, Ausbeutung, Sexismus und Ras- 
sismus konkret geführt haben und auch im Knast weiterhin für ihre Ziele 
kämpfen und sich gegen die Haftbedingungen wehren. 

Wir denken, daß die Forderungen der politischen Gefangenen in den 
jeweiligen Ländern und letztendlich ihre Freilassung nur mit einer inter- 
nationalen Mobilisierung durchgesetzt werden können. 

Eine Genossin aus der puertoricanischen Unabhängigkeitsbewegung 

hat das bei ihrer Rundreise durch Westeuropa so formuliert: 
„Wir verstehen unsere politischen Gefangenen und Kriegsgefangenen 
als Teil unseres täglichen Kampfes und als Teil unserer Arbeit für den 
Kampf um Unabhängigkeit, und wir sind uns klar darüber, indem wir 
die politischen Gefangenen befreien, daß wir den Kampf um nationale 
Befreiung weiterbringen und damit die Freiheit für alle politischen Ge- 
fangenen in der Welt weiterbringen, und wir verstehen, daß ein Volk, 
das seine politischen Gefangenen weder verteidigen noch befreien kann, 
niemals frei sein wird.“ 


Folgendes liegt uns besonders am Herzen bzw. finden wir besonders 
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wichtig: 

— In der momentanen Situation läuft gegen die politischen Gefangenen 
und ihre Anwältinnen und Anwälte eine massive Hetze, und die Haftbe- 
dingungen werden kontinuierlich verschärft. Wir wollen erreichen, daß 
die Forderungen nach Zusammenlegung, freier Kommunikation und 
Freilassung der Haftunfähigen wieder als politische Frage diskutiert und 
praktisch angepackt werden, indem wir die politischen Gefangenen und 
ihre Forderungen als festen Bestandteil unserer Entwicklung im Wider- 
stand einbeziehen, zum Beispiel im Widerstand gegen das „‚Europa ’92“ 
und die Conquista-Jubelfeiern. 

— Die Situation der politischen Gefangenen aus-der irischen Unabhän- 
gigkeitsbewegung und dem kurdischen und palästinensischen Befrei- 
ungskampf, die hier in der BRD inhaftiert sind; 

— die Durchsetzung der Forderung nach Zusammenlegung der politi- 
schen Gefangenen in Frankreich, die dafür seit 2.1.1991 im Hunger- 
streik sind ; 

— die Wiederzusammenlegung der politischen Gefangenen aus PCE(r) 
und GRAPO in Spanien und die Erfüllung der Forderungen der politi- 
schen Gefangenen aus Euskadi; 

— die Situation der politischen Gefangenen im türkischen Staat und 
— die der Gefangenen aus den Kämpfen des palästinensischen Volkes; 
— die Aufhebung des Todesurteils gegen Mumia Abu-Jamal, gegen die 
rassistische und politische Justiz in den USA und die Todesstrafe als 
Mittel dafür ; 

— die Freilassung der politischen und Kriegsgefangenen aus den Wider- 
standsbewegungen der Afroamericans, Natives, Chicanos, weißen An- 
tiimperialistinnen und Antiimperialisten und radikalen Pazifistinnen 
und Pazifisten in den USA: Freedom Now! ; 

— der 12. 10. 1991, letzter Tag der Aktionswoche, als internationaler 
Solidaritätstag für die Freilassung der puertoricanischen politischen und 
Kriegsgefangenen und die Unabhängigkeit Puerto Ricos. 

„Wir kommen mit der Bitte, einen Aktionstag zu machen. Einen Ak- 
tionstag in so vielen Städten, wie.es möglich ist, zum Beispiel gegenüber 
den US-Botschaften und -Konsulaten Aktionen zu machen. Mit den For- 
derungen nach Freiheit für die politischen Gefangenen in Puerto Rico 
und für diejenigen, die in den USA in den Gefängnissen sind ; das Ende 
der Verfolgung der für Unabhängigkeit Kämpfenden und die freie Rück- 
kehr für alle Exilantinnen und Exilanten aus Puerto Rico. 

Wir sind nach Europa gekommen, nicht um Euch zu bitten, ein Solida- 
ritätskomitee für Puerto Rico zu organisieren — wir sind gekommen, 
Euch zu bitten, einen einzigen Tag für die Solidarität mit Puerto Rico zu 
machen!“ 

(Rita Cordova und Julio Rosado von der puertoricanischen Unabhängig- 
keitsbewegung MLN/PR während ihrer Rundreise durch einige Länder 
Westeuropas am 28.4. 1991 in Frankfurt/M.) 

. In einigen Städten wird zum 12. 10. an Kundgebungen vor US-Ein- 
richtungen, Veranstaltungen und puertoricanischen Volxküchen über- 
“ legt. Außerdem wird es eine Petition für die Freilassung der politischen 
und Kriegsgefangenen geben, die demnächst veröffentlicht wird. 
Komitee „Right on‘, c/o Verlag ‚Schwarze Seele‘, Falckensteinstr. 46, 1000 
Berlin 36 


Prozeßtermine 


Prozeß gegen Holger Deilke 
Der $ 129a-Prozeß gegen Holger Deilke vor dem Oberlandesgericht 
Hamburg, Sievekingplatz, Saal 288, findet jeweils mittwochs und don- 
nerstags um 9 Uhr statt. 


Prozeß gegen Gerry Hanratty und Gerry McGeough 
Der Prozeß gegen die beiden irischen Genossen vor dem OLG Düssel- 
dorf in der Tannenstraße wird fortgesetzt am 19.9., 20.9., 30.9. : 
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Kurdenprozeß 
Der Kurdenprozeß in Düsseldorf in der Tannenstraße wird fortgesetzt 
am 23.9., 24.9., jeweils um 9.15 Uhr. 


Kurdenprozeß in Celle 
Der sog. zweite PKK-Prozeß gegen vier Kurdinnen und Kurden (zwei 
von ihnen sind seit September bzw. April 1990 unter Isolationshaftbe- 
dingungen im Knast) vor dem OLG Celle findet dienstags um 9.45 Uhr 
und mittwochs um 9.15 Uhr in der Kanzleistr. 4 statt. 


Noch immer gibt es Prozesse und Verurteilungen wegen Aktivitäten zur 
Unterstützung der Forderungen der politischen Gefangenen hier wäh- 
rend des letzten Hungerstreiks 1989. In Bremen wurde nun jemand zu 
1800 DM Geldstrafe wegen einer damaligen Rathausbesetzung verur- 
teilt. 


Termine 


Westberlin. 14.9., Adalbertstr., Straßenfest ‚Solidarität mit den politi- 
schen Gefangenen weltweit“. 

Oberhausen. Druckluft, Am Förderturm 27, jeweils 20.30 Uhr: 500 
Jahre Kolonialismus — 500 Jahre Widerstand : In den Monaten Septem- 
ber und Oktober zeigt das Mittelamerika-Komitee Oberhausen folgende 
Filme zum Thema: 18.9., Der doppelte Tag; Abschied vom Lachen. 
25.9., Die geheime Nation. 2. 10., Domitila aus dem 20. Jahrhundert; 
Tierra y Cultura. 

Saarbrücken. Aktionswoche von AMOK (Andere Medien Ohne Kom- 
merz) gegen die Saarbrücker Medientage vom 22.9. bis 28.9.: 22. 9., 
19 Uhr, AZ Brauerstr. 39, Vorstellung der Aktionswoche; 23. 9., 19 
Uhr, Alte Feuerwache, „Schwarze Texte‘ — Zensur gegen Öffentlich- 
keit, Vortrag und Diskussion mit Menschen vom ID-Archiv in Amster- 
dam; 24. 9., 19 Uhr, Studentenzentrum, Waldhausweg 7, Veranstaltung 
mit einem Anwalt und einer ehem. Gefangenen zur Situation der politi- 
schen Gefangenen und für die Zusammenlegung in große Gruppen; 
25. 9., 19 Uhr, AZ Brauerstr. 39, Volxküche und Video zur Medienma- 
nipulation; 26. 9., 21 Uhr, Kino 81/2, Nauwieser 19, Zur aktuellen Si- 
tuation der PalästinenserInnen, Diskussion und Film. Es kommt jemand 
aus dem arabischen Raum. 27 9., „Wir gehen ins Theater .. “; 28. 9., 
19 Uhr, AZ Brauerstr. 39, Veranstaltung zur aktuellen Situation in El 
Salvador mit Video. Es kommen Menschen von Sistema Radio Vencere- 
mos. Danach Fest im Autonomen Zentrum. 

17.9. bis 28.9. Ausstellung im Café ULTRA, Dudweilerstr., „Bilder 
aus dem Widerstand in der BRD“ von Andrea. 22. 9. bis 28. 9., Ausstel- 
lung „Gegenöffentlichkeit und politische Zensur in der BRD von 1968 
bis heute“ (Ort noch nicht bekannt, da wechselnd). 

In der Aktionswoche ist das Autonome Zentrum in der Brauerstraße 
39 täglich geöffnet, gemeinsames Frühstück ab 10 Uhr. Telefon: 
(0681) 30521 ab Sonntag, 22.9., besetzt. | 
Heidelberg. 29.9., Infoladen Moskito im Autonomen Zentrum, Alte 
Bergheimerstr. 7a, Infoladen-Solifest: nachmittags Tischtennisturnier, 
abends Volxküche, Filme, Infotische und dann Konzert mit der irisch- ` 
englischen Gruppe 7 Kevins. 


Berichtigung 


Im Info Nr. 72 schrieben wir in der Vorbemerkung zu einem Interview 
mit Mumia Abu-Jamal, daß es über dieses Interview auch ein Video gibt, 
das sowohl beim MPZ in Hamburg als auch bei „Agipa-Press“ in Bre- 
men für 40 DM auf deutsch und auf englisch erhältlich ist. Dieses Video 
ist nicht zu kaufen, sondern nur für 40 DM auszuleihen. 











